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Geſetz-Sammlung 
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Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 26. 


Inhalt: Verordnung „betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen in 
Angelegenheiten der Justizverwaltung, S. 321. — Verordnung, betreffend die Fabriken, in welchen 
Röhren aus Blech durch Vernieten hergeſtellt werden, ſowie die Anlagen zur Erbauung eiſerner Schiffe, 
zur Herſtellung eiſerner Brücken oder fonftiger eiſerner Baukonſtruktionen, S. 323, — Sta atsvertrag 
zwiſchen Preußen und Sachſen, betreffend die anderweite Regelung der Verhältniſſe mehrerer die beider, 
ſeitigen Gebiete berührenden Eiſenbahnen, S. 323. — Rezeß zwiſchen der Königlich Preußiſchen und 

der Königlich Sächſiſchen Regierung, betreffend die Auspfarrung des Gutsbezirks Könderitz im Kreiſe 
Zeitz aus der Königlich Sächfifchen Parochie Auligk und die Einpfarrung deſſelben in die im gleichen 
Kreiſe belegene Parochie Oſtrau, nebſt Miniſterialerklärung, S. 331. — Verfügung des Juſtiz⸗ 
miniſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für den Bezirk des Amtsgerichts Lütjenburg und 
einen Theil des Bezirks des Amtsgerichts Kappeln, S. 334. — Bekanntmachung der nach dem 
Geſetz vom 10. April 1872 durch die Regierungs- Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, 
Urkunden ꝛc., S. 334. 


(Nr. 9016.) Verordnung, betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von 
Geldbeträgen in Angelegenheiten der Justizverwaltung. Vom 4. Auguſt 1884. 


Wir Wi 
ir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen in Gemäßheit des §. 14 des Ausführungsgeſetzes zur Deutſchen Eivil- 
prozeßordnung vom 24. März 1879 (Geſetz-Samml. S. 281), was folgt: 


Artikel 1. 

Auf die Zwangsvollſtreckungen wegen derjenigen Geldbeträge, welche au 
Grund einer Anordnung der zuſtändigen Juſtizverwaltungsbehörde e 15 
finden die $$. 1 bis 4, 6, 7, 13, 17 bis 19, 22 bis 27, 38 bis 56 der Ver⸗ 
ordnung vom 7. September 1879 (Geſetz-Samml. S. 591) und die nachſtehenden 
Beſtimmungen Anwendung. 


Artikel 2. 


Die Geſchäfte der Vollziehungsbeamten werden von Gerichtsvollziehern 
wahrgenommen. Dieſelben haben bei der Vornahme von Zuſtellungen und 
Zwangsvollſtreckungen nach den für den Civilprozeß geltenden Vorſchriften zu 

Gef. Samml. 1884. (Nr. 9016.) 52 


Ausgegeben zu Berlin den 15. September 1884. 
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verfahren. Die Zuſtellungen können nach Maßgabe dieſer Vorſchriften auch durch 
die Poſt erfolgen. 

Die Wegnahme von Geld durch den Vollziehungsbeamten und die 
Empfangnahme des Erlöſes gepfändeter Gegenſtände durch den verſteigernden 
Beamten gelten als Zahlung von Seiten des Schuldners. 

Die Beglaubigung der Abſchrift eines zuzuſtellenden Schriftſtücks erfolgt 
durch einen vereideten Beamten der Vollſtreckungsbehörde. 

Zur Nachtzeit, ſowie an Sonntagen und allgemeinen Feiertagen darf eine 
Vollſtreckungshandlung nur mit Erlaubniß der Vollſtreckungsbehörde erfolgen. 
Die Verfügung, durch welche die Erlaubniß ertheilt wird, iſt bei der Zwangs⸗ 
vollſtreckung vorzuzeigen. 

Artikel 3. 


Auf die nach $. 56 der Verordnung vom 7. September 1879 von dem 
Schuldner als Koſten des Verfahrens einzuziehenden Beträge haben die Gerichts- 
vollzieher keinen Anſpruch. Die Dienft- und Geſchäftsverhältniſſe derſelben werden 
auch in Bezug auf die in dieſer Verordnung bezeichneten Geſchäfte durch den 
Juſtizminiſter beſtimmt. 


Artikel 4. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1885 in Kraft. 


Der Juſtizminiſter hat die zur Ausführung derſelben erforderlichen An⸗ 
ordnungen zu erlaſſen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem N 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Gaſtein, den 4. Auguſt 1884. 


(L. S.) Wilhelm. 
Lucius. Friedberg. v. Goßler. Gr. v. Hatzfeldt. 


isdn if 
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(Nr. 9017.) Verordnung, betreffend die Fabriken, in welchen Röhren aus Blech durch Ver⸗ 
nieten hergeſtellt werden, ſowie die Anlagen zur Erbauung eiſerner Schiffe, 
zur Herſtellung eiſerner Brücken oder ſonſtiger eiſerner Baukonſtruktionen. 
Vom 13. Auguſt 1884. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund des $. 109 Abſatz 2 des Geſetzes vom 1. Auguſt 1883, 
betreffend die Zuſtändigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden, 
was folgt: 

Der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß, in den einem Landkreiſe angehörigen Städten 
von mehr als 10000 Einwohnern der Magiſtrat, beſchließt über Anträge auf 
Genehmigung oder Veränderung der laut Bekanntmachung des Reichskaknzlers 
vom 12. Juli d. J. (Reichs⸗Geſetzbl. S. 118) in das Verzeichniß der konzeſſions⸗ 
oflichtigen gewerblichen Anlagen (F. 16 der Gewerbeordnung) aufgenommenen 
Fabriken, in welchen Röhren aus Blech durch Vernieten hergeſtellt werden, ſowie 
der Anlagen zur Erbauung eiſerner Schiffe, zur Herſtellung eiſerner Brücken oder 
onſtiger eiſerner Baukonſtruktionen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Röniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 13. Auguſt 1884. 
(L. S.) Wilhelm. 


Für den Miniſter Für den Miniſter für Handel 
des Innern: und Gewerbe: 


v. Goßler. v. Boetticher. 


(Nr. 9018.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Sachſen, betreffend die anderweite Regelung 
der Verhältniſſe mehrerer die beiderſeitigen Gebiete berührenden Eiſenbahnen. 
Vom 30. Juni 1884. 


Nich das Magdeburg -Halberſtädter, das Thüringiſche, das Berlin⸗Anhaltiſche, 
das Berlin⸗Görlitzer und das Cottbus⸗Großenhainer Eiſenbahnunternehmen auf 
den Preußiſchen Staat nach Maßgabe der Verträge vom 5. Juni 1879, 29. Ok⸗ 
tober 1881, 8. März 1882, 14. November 1881 und 14. November 1881 
(Preuß. Geſetz-Samml. für 1879 S. 646, beziehungsweiſe für 1882 S. 36, 
für 1882 S. 272, für 1882 S. 67 und für 1882 S. 73) ſowie das Leipzig. 
Dresdener Eiſenbahnunternehmen auf den Sächſiſchen Staat nach Maßgabe des 
(Nr. 9017-9018.) 52* 
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Vertrages vom 18. Juni 1877 (Geſetz- und Verordnungsblatt für das Königreich 
Sachſen für 1877 S. 291) übergegangen ſind, haben zum Zweck der hierdurch 
erforderlich gewordenen anderweiten Regelung der Verhältniſſe derjenigen zu den 
enannten Unternehmungen gehörigen Strecken, welche die Preußiſch-Sächſiſche 
zandesgrenze berühren, zu Bevollmächtigten ernannt: 

Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer und König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Dr. jur. Paul Micke und 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Hermann Kirchhoff; 

Seine Majeſtät der König von Sachſen: 

Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Ewald Alexander Hoffmann und 
Allerhöchſtihren Ober-Finanzrath Otto Edlen von der Planitz; 
welche unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation nachſtehenden Staats 

vertrag abgeſchloſſen haben: 
Artikel J. 
N Die Königlich Sächſiſche Regierung erklärt Sich damit einverſtanden, daß 
der Preußiſche Staat den Betrieb der Linien: 
1 1) von Leipzig nach Zeitz, 
2) von Leipzig nach Weißenfels, 
3) von Leipzig nach Halle, 
4) von Leipzig nach Bitterfeld, 
ad 1 bis 4 einſchließlich der zu den genannten Bahnen gehörigen 
Theile der Verbindungsbahn zu Leipzig, 
5) von Röderau nach Jüterbogk, 
6) von Großenhain nach Cottbus und 
7) von Zittau nach Görlitz, 
ſoweit ſie auf Königlich Sächſiſchem Gebiete liegen, übernommen und das Eiger 
thum an dieſen Linien erworben hat, beziehungsweiſe erwirbt. 


Artikel II. 

Die Königlich Preußiſche Regierung erklärt Sich damit einverſtanden, daß 
der Betrieb und das Eigenthum der auf Königlich Preußiſchem Gebiete belegenen 
Strecke der Eiſenbahn von Elſterwerda nach Rieſa auf den Sächſiſchen Staat 
übergegangen ſind. 

ö Artikel III.“ 


Die Königlich Sächſiſche Regierung nimmt das den vormaligen Geſell— 
ſchaften der betreffenden Bahnen gegenüber in den verſchiedenen Staatsverträgen 
beziehungsweiſe Konzeſſions⸗Urkunden vorbehaltene Recht auf den Erwerb der 
innerhalb des Königlich Sächſiſchen Gebietes gelegenen Theile der im Artikel I 


N 
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genannten Eiſenbahnen auf ſo lange, als dieſelben ſich im Beſitze oder Betriebe 
der Königlich Preußiſchen Regierung befinden, nicht in Anſpruch. Dagegen 
bedarf der Verkauf der gedachten Bahnen, ſoweit ſie auf Königlich Sächſiſchem 
Gebiete gelegen ſind, ebenſo die Uebertragung des Betriebes auf einen anderen 
Betriebsunternehmer der Zuſtimmung der Königlich Sächſiſchen Regierung. 
Andererſeits verzichtet die Königlich Preußiſche Regierung auf das Recht des 
Erwerbs der auf Königlich Preußiſchem Gebiete gelegenen Strecke der Eiſenbahn 
von Elſterwerda nach Rieſa auf ſo lange, als dieſelbe ſich im Beſitze oder Be⸗ 
triebe der Königlich Sächſiſchen Regierung befindet, wogegen Sie Sich die Zu⸗ 
ſtimmung zu einem Verkaufe dieſer Strecke beziehungsweiſe zu der Uebertragung 
des Betriebes auf derſelben an einen anderen Betriebsunternehmer vorbehält. 


Artikel IV. 

Die Königlich Preußiſche Regierung überläßt den Betrieb auf der in Ihrem 
Eigenthume befindlichen Strecke Görlitz-Landesgrenze in der Richtung auf Löbau 
auf ſo lange der Königlich Sächſiſchen Regierung, als Letztere den Betrieb auf 
der Linie Dresden Löbau- Landesgrenze führt, gegen Entrichtung eines dem zu 
ermittelnden Reinertrage dieſer Strecke entſprechenden, nach Befinden von Zeit 
zu Zeit zu pauſchalirenden Pachtzinſes. Auch wird die Königlich Preußiſche 
Regierung, wie bisher, der Königlich Sächſiſchen Regierung die Mitbenutzung 
des Bahnhofs Görlitz geſtatten. 

Die Feſtſetzung der hierüber zu treffenden Einzelbeſtimmungen wird be⸗ 
ſonderer Vereinbarung vorbehalten. 


Artikel V. 


Die Königlich Sächſiſche Regierung überläßt den Betrieb auf der in Ihrem 
Eigenthume befindlichen Strecke Kamenz-Landesgrenze in der Richtung auf Lübbenau 


auf ſo lange der Königlich Preußiſchen Regierung, als Letztere den Betrieb auf 


der Strecke Lübbenau Landesgrenze in der Richtung auf Kamenz führt, gegen 
Entrichtung eines dem zu ermittelnden Reinertrage dieſer Strecke entſprechenden, 
von Zeit zu Zeit zu pauſchalirenden Pachtzinſes. Auch wird die Königlich 
Sächſiſche Regierung, wie bisher der Berlin⸗Görlitzer Eiſenbahngeſellſchaft, der 
Königlich Preußiſchen Regierung die Mitbenutzung des Bahnhofes Kamenz 
eſtatten. 

0 Die Feſtſetzung der hierüber zu treffenden Einzelbeſtimmungen wird be⸗ 
ſonderer Vereinbarung vorbehalten. 


Artikel VI. 


Für den Fall, daß ſeitens der Königlich Sächſiſchen Regierung im Intereſſe 
des Betriebes der an die Preußiſche Staatsbahnſtrecke Gera -Wolfsgefärth Weida 
anſchließenden Linien Wolfsgefärth—Weiſchlitz, Weida Werdau und Weida -Mehl⸗ 
theuer darauf Werth gelegt werden ſollte, in Betreff der gedachten Strecke das 

(Nr. 9018.) 
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Recht des eigenen Mitbetriebes zu beſitzen, d. i. dieſe Strecke mit eigenen Zügen 
unter Stellung eigenen Perſonales und eigener Betriebsmittel betreiben zu dürfen, 
erklärt Sich die Königlich Preußiſche Regierung grundſätzlich ſchon jetzt bereit, 
einen derartigen Mitbetrieb für den Verkehr der Sächſiſchen Staatsbahnſtation 
Gera und den über dieſe Station ſich bewegenden Lokalverkehr der Sächſiſchen 
Staatsbahnverwaltung gegen eine angemeſſene Entſchädigung zuzugeſtehen. So 
lange die Königlich Sächſiſche Regierung von dem Ihr in Vorſtehendem ein— 
geräumten Rechte des Mitbetriebes keinen Gebrauch macht, iſt die Königlich 
Preußiſche Regierung bereit, zwiſchen den beiderſeitigen Staatsbahnverwaltungen 
ein ähnliches Abkommen, wie es ſchon ſeither beſtanden hat, treffen zu laſſen, 
wonach die Theilnahme der unter Sächſiſcher Staatsbahnverwaltung ſtehenden 
Stationen Zeitz und Gera an dem Verkehre ſowohl mit Sächſiſchen, als auch 
mit fremden via Hof und Eger zu bedienenden Stationen über die Preußiſchen 
Tranſitſtrecken Zeitz beziehungsweiſe Gera — Wolfsgefärth und Zeitz beziehungs⸗ 
weiſe Gera Weida gewahrt bleibt. Auch wird die Königlich Preußiſche Regie⸗ 
rung die Mitbenutzung der Bahnhöfe in Gera und Wolfsgefärth durch die 
Sächſiſche Staatsbahnverwaltung, fo lange die Verhältniſſe es irgend thunlich 
erſcheinen laſſen, unter den bisherigen Bedingungen geſtatten und, falls ſolches 
ſeitens der Königlich Sächſiſchen Regierung gewünſcht werden ſollte, auch die 
gleiche Mitbenutzung des Bahnhofes Weida der Gera -Eichichter Eiſenbahnlinie 
zulaſſen. 8 


Artikel VII. 


Jeder der kontrahirenden Regierungen verbleibt die Landeshoheit hinſichtlich 
der in Ihrem Gebiete belegenen Bahnſtrecken, und es ſollen die auf denſelben 
anzubringenden Hoheitszeichen diejenigen der betreffenden Territorialregierung ſein. 

Uebertretungen, Vergehen und Verbrechen in Bezug auf die Bahnanlage 
oder deren Betrieb werden von den Behörden des Staates, auf deſſen Gebiete 
ſie ausgeübt find, unterſucht und nach den dortigen Geſetzen beurtheilt. r 

Die Bahnpolizei wird in Gemäßheit des jeweilig gültigen Bahnpolizei⸗ 
Reglements für die Eiſenbahnen Deutſchlands beziehungsweiſe der jeweilig gültigen 
Bahnordnung für Deutſche Eiſenbahnen untergeordneter Bedeutung von den 
Organen der Eiſenbahnverwaltung ausgeübt. f 

Diͤe vertragenden Regierungen ſichern Sich die Vollſtreckung vollſtreckbarer 
Strafverfügungen zu, welche von Polizeibehörden des erſuchenden Staates wegen 
Zuwiderhandlungen gegen polizeiliche, auf die Bahnanlage und den Bahnbetrieb 
Bezug habende Vorſchriften erlaſſen werden. 

Jede der betheiligten Regierungen wird für die einzelnen auf dem Gebiete 
der anderen Regierung gelegenen Eiſenbahnſtrecken einen auf dieſem Gebiete 
wohnenden Beamten oder eine auf demſelben befindliche Eiſenbahnverwaltungs— 
ſtelle bezeichnen, welchen die für die betreffende Eiſenbahnverwaltung beſtimmten 
amtlichen Verfügungen und Erlaſſe mit rechtlicher Wirkung zu behändigen find. 
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Artikel VIII. 


Unterthanen des einen Staates, welche beim Betriebe oder Baue im 
Gebiete des anderen Staates angeſtellt werden, ſcheiden dadurch nicht aus dem 
Unterthanenverbande ihres Heimathlandes. f ‘ 

Die Bedienſteten find ohne Unterſchied des Ortes der Anſtellung rückſichtlich 
der Disziplin der kompetenten Eiſenbahnaufſichtsbehörde, im Uebrigen aber den 
Geſetzen und Behörden des Staates, in welchem ſie ihren Wohnſitz haben, 
unterworfen. 

Die Verpflichtung der Bedienſteten erfolgt nach Maßgabe der für die 
betreffende Staatsbahnverwaltung jeweilig beſtehenden Vorſchriften bei der dazu 
kompetenten Eiſenbahnbehörde; inſoweit dieſelben aber in dem anderen Staats⸗ 
gebiete ſtationirt ſind, haben ſie einen Revers zu unterzeichnen, in welchem ſie in 
gleicher Kraft mit einer förmlichen Eidesleiſtung ſich verpflichten, den Geſetzen des 
betreffenden Staatsgebietes und den allgemeinen Verordnungen der betreffenden 
kompetenten Landesbehörden genau und pünktlich nachzukommen. Dieſe Reverſe 
werden der betreſſenden Regierung überreicht. 

Bei Beſetzung der unteren Beamtenſtellen ſoll bei ſonſt gleicher Qualifikation 
auf Angehörige des betreffenden Staatsgebietes beſondere Rückſicht genommen werden. 


Artikel IX. 


Beide kontrahirende Regierungen werden auf denjenigen Stationen oder 
Halteſtellen, wo es ſeitens der betreffenden Territorialregierung für erforderlich 
erachtet wird, eine geeignete Lokalität zum Polizeibureau einrichten, möbliren, 
in gutem Stande erhalten und für deren Beleuchtung, Heizung und Reinigung 
ſorgen, nicht minder die zum Dienſte auf der Eiſenbahn und den Bahnhöfen 
beſtimmten Polizeibeamten „ ingleichen alle Mitglieder der Gendarmerie, welche 
ſich durch Dienſtkleidung oder ſonſt als ſolche ausweiſen, bei Dienſtreiſen inner- 
halb des Staatsgebietes, welchem dieſelben angehören, frei befördern. 


Artikel X. 


Hinſichtlich der Anlegung neuer Stationen und Halteſtellen an den im 
Gebiete des anderen Staates gelegenen Bahnſtrecken wird den etwaigen Wünſchen 
der Regierung des letzteren thunlichſt entſprochen werden. 

Die Projekte für neue Bahnhöfe und Halteſtellen, ſowie für umfaſſendere 
Veränderungen beſtehender Bahnhöfe und Halteſtellen, ferner für Verlegungen 
freier Strecken werden der betreffenden Territorialregierung zur Prüfung vom 
Standpunkte der landespolizeilichen Intereſſen vorgelegt werden. 

Die Aufhebung beſtehender Verkehrsplätze oder die Einziehung einzelner 
ganzer Bahnſtrecken wird nicht ohne Zuſtimmung der betreffenden Territorial- 
regierung beſchloſſen werden. a 

a (Nr. 9018.) 
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Die techniſche Aufſicht über den Betrieb und den betriebsfähigen Zuſtand 
der Bahnen ſteht derjenigen Regierung zu, welche den Betrieb derſelben leitet. 
Nur bezüglich der Bahnlinien Kamenz-Landesgrenze und Görlitz -Landesgrenze 
verbleibt es bei dem bisherigen Verfahren, wonach erſtere Bahnſtrecke durch die 
Königlich Sächſiſchen und letztere durch die Königlich Preußiſchen Behörden in 
techniſcher Beziehung revidirt und beaufſichtigt wird. N 


Artikel XI. 

Die Feſtſetzung der Fahrpläne und Tarife ſteht jeder der beiden Regierungen 
hinſichtlich der in Ihrem Eigenthume oder Betriebe befindlichen Bahnlinien zu. 
Die Fahrpläne der in dem einen Staatsgebiete gelegenen Eiſenbahnſtrecken 
werden in thunlichſte Uebereinſtimmung mit den Fahrplänen der anſchließenden 
Eiſenbahnſtrecken im anderen Staatsgebiete gebracht werden. Zu dieſem Behufe 
werden die beiderſeitigen Staatsbahnverwaltungen angewieſen werden, ſich die 
Projekte für die Fahrpläne rechtzeitig mitzutheilen, um denſelben Gelegenheit zur 
Geltendmachung etwaiger Wünſche, denen ſoweit möglich entſprochen werden ſoll, 
zu bieten. Für den Perſonenverkehr beſtehende direkte Zugsverbindungen der in 
dem einen Staate gelegenen Eiſenbahnſtrecken mit anſchließenden Eiſenbahnſtrecken 
des anderen Staates werden nur nach vorgängigem Benehmen mit der anderen 
betheiligten Staatsbahnverwaltung aufgehoben werden. 
Die beiden kontrahirenden Regierungen werden die Verkehrs- und volfs- 
wirthſchaftlichen Intereſſen des Gebietes, in welchem die von Ihnen betriebenen 
Eiſenbahnlinien gelegen find, in gleicher Weiſe berückſichtigen, wie diejenigen der 
eigenen Gebietstheile, und weder im Perſonen- noch Güterverkehre zwiſchen den 
beiderſeitigen Unterthanen hinſichtlich der Zeit der Abfertigung oder hinſichtlich der 
Beförderungspreiſe einen Unterſchied machen. 


Artikel XII. 


An Stelle der Eiſenbahnabgabeantheile, welche nach den betreffenden Staats⸗ 
verträgen von den im Artikel I genannten Bahnen dem Sächſiſchen Staate zu- 
kommen, erhält Letzterer vom 1. Januar 1882 ab eine jährliche feſte Rente von 
44400 Mark. Fällig ift dieſelbe für die Jahre 1882 und 1883, nach Abzug 
der auf die Zeit vom 1. Januar 1882 ab ſchon zur Zahlung gelangten Eifenbahn- 
abgaben, ſofort, für das Jahr 1884 und weiter im Monat Juli des dem Jahre, 
für welches die Rente zu zahlen iſt, nächſtfolgenden Jahres. 

Wegen Averſionirung der innerhalb Sachſens von den Eiſenbahnen Leipzig — 
Weißenfels, Leipzig Bitterfeld und Jüterbogk-Röderau zu zahlenden Grund— 
ſteuer bleibt Vereinbarung vorbehalten. 

Neue Staatsabgaben irgend welcher Art werden den im Artikel I genannten 
Bahnen Sächſiſcher Seits nicht auferlegt werden. a 

Die Beſteuerung der auf Preußiſchem Staatsgebiete belegenen Strecke der 
Linie Elſterwerda-Rieſa erfolgt, wie bisher, nach Maßgabe des Königlich Preußiſchen 


„ 
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Geſetzes vom 16. März 1867 (Geſetz-Samml. für 1867 S. 465). Weitere 
Staatsabgaben werden von dieſer Strecke nicht zur Erhebung gelangen. 


Artikel XIII. 


Die über die in Artikel 1 und II benannten Eiſenbahnen abgeſchloſſenen 
Staatsverträge, nämlich 


1) der Vertrag zwiſchen Preußen und Sachſen vom 6. März 1848, die 
Herſtellung einer Eiſenbahnverbindung zwiſchen Berlin und Dresden 
betreffend (Preußiſche Geſetz-Samml. für 1848 S. 139), 


2) der Vertrag zwiſchen Preußen und Sachſen vom 6. März 1848, die 
Herſtellung einer Eiſenbahnverbindung zwiſchen Weißenfels und Leipzig 
betreffend (Preußiſche Geſetz-Samml. für 1855 S. 134), 


3) der Vertrag zwiſchen Preußen und Sachſen vom 12. Dezember 1856 
wegen einer zwiſchen Bitterfeld und Leipzig zu erbauenden Eiſenbahn 
und wegen einiger Abänderungen der am 6. März 1848 über die 
Jüterbogk--Rieſaer und Weißenfels--Leipziger Eiſenbahnen abgefchloffenen 
Verträge (Preußiſche Geſetz⸗Samml. für 1857 S. 77 und Geſetz- und 
Verordnungsblatt für das Königreich Sachſen für 1857 S. 32), 


4) der Vertrag zwiſchen Preußen und Sachſen vom 30. Juli 1867 wegen 
Ausführung einer Eiſenbahn von Leipzig nach Zeitz (Preußiſche Geſetz— 
Samml. für 1867 S. 1361 und Geſetz- und Verordnungsblatt für 
das Königreich Sachſen für 1867 S. 225), 


5) der Vertrag zwiſchen Preußen und Sachſen vom 15. Auguſt 1868 
wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von Cottbus nach Großenhain 
(Preußiſche Geſetz-Samml. für 1868 S. 885 und Geſetz- und Ver 
ordnungsblatt für das Königreich Sachſen für 1868 S. 896), 


6) der Vertrag zwiſchen Preußen und Sachſen vom 14. Dezember 1871 
wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von Lübbenau über Kamenz nach 
Radeberg (Preußiſche Geſetz-Samml. für 1872 S. 161 und Geſetz⸗ 
und Verordnungsblatt für das Königreich Sachſen für 1872 S. 11), 


7) der Vertrag zwiſchen Preußen und Sachſen vom 31. Dezember 1871 
wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von Görlitz nach Zittau (Preußiſche 
Geſetz-Samml. für 1872 S. 586 und Geſetz- und Verordnungsblatt 
für das Königreich Sachſen für 1872 S. 377), 


8) der Vertrag zwiſchen Preußen und Sachſen vom 26. Auguſt 1874 
in Betreff des Ueberganges des Eigenthums an der bisher der Leipzig⸗ 
Dresdener Eiſenbahnkompagnie gehörigen Eiſenbahnſtrecke von der 
Preußiſch-⸗Sächſiſchen Landesgrenze bei Schkeuditz bis zum Bahnhofe 
Leipzig an die Magdeburg ⸗Köthen⸗Halle-Leipziger Eiſenbahngeſellſchaft 

Gef. Samml 1884. (Nr. 9018.) 53 
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(Preußiſche Geſetz-Samml. für 1874 S. 333 und Geſetz⸗ und Ver⸗ 
ordnungsblatt für das Königreich Sachſen für 1874 S. 413), | 
ſowie endlich 
9) der Vertrag zwiſchen Preußen und Sachſen vom 26. Auguſt 1874 | 
wegen Zulaſſung einer Eiſenbahn von Noſſen über Lommatzſch und | 
Rieſa nach Elſterwerda (Preußiſche Geſetz-Samml. für 1874 S. 338 | 
und Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Königreich Sachſen für 1874 | 
S. 409) 
werden nebſt den zugehörigen Schlußprotokollen aufgehoben. Gleichfalls treten 
die den betreffenden Privatbahngeſellſchaften für den Bau und Betrieb der im 
Artikel I benannten Eiſenbahnen ertheilten landesherrlichen Konzeſſionen, ſoweit ſie 
mit den Beſtimmungen dieſes Vertrages nicht vereinbar ſind, außer Kraft und 
erlöſchen ganz von dem Zeitpunkte ab, an welchem die gedachten Bahnen in das 
Eigenthum des Preußiſchen Staates übergehen. 
Die Preußiſcher Seits für die im Artikel II genannte Bahn von Elſter⸗ 
werda nach Rieſa der Leipzig- Dresdener Eiſenbahnkompagnie ertheilte Konzeſſion 
tritt mit der Perfektion dieſes Vertrages außer Kraft. 


So geſchehen zu Berlin, den 30. Juni 1884. 


(. S.) Dr. Micke. (. S.) Hoffmann. 
(. S.) Kirchhoff. (. S) v. d. Planitz. 
FFF 


Der vorſtehende Vertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung der 
Ratifikations⸗Urkunden hat ftattgefunden. 
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(Nr. 9019.) Rezeß zwiſchen der Königlich Preußiſchen und der Königlich Sächſiſchen Regierung, 
betreffend die Auspfarrung des Gutsbezirks Könderitz im Kreiſe Zeitz aus 
der Königlich Sächſiſchen Parochie Auligk und die Einpfarrung deſſelben in 
die im gleichen Kreiſe belegene Parochie Oſtrau, vom 21. November 1883 
nebſt Miniſterialerklärung vom 2. Auguſt 1884. 


8. Ausführung der in Anregung gebrachten Auspfarrung des im Königreich 
reußen gelegenen Gutsbezirks Könderitz aus der Königlich Sächſiſchen Parochie 
Auligk iſt durch die von den beiderſeitigen Hohen Staatsregierungen hierzu beauf— 
tragten Kommiſſarien, und zwar 
Königlich Preußiſcher Seits 
von dem Königlichen Regierungsrath bei der Königlichen Regierung zu 
Merſeburg Ernſt Ferdinand Pogge 
und 
Königlich Sächſiſcher Seits 
von dem Geheimen Regierungsrath im Königlich Sächſiſchen Miniſterium 
des Kultus und öffentlichen Unterrichts Kurt Damm Paul 
v. Seydewitz 


auf Grund der von dem Königlich Preußiſchen Landrathsamt zu Zeitz unter dem 
20. November 1880 und 5. Februar 1881 mit dem Beſitzer des Rittergutes 
Könderitz und den Vertretern der in die Königlich Sächſiſche Parochie Auligk 
eingepfarrten Königlich Preußiſchen Gemeinden Minkwitz, Traupitz und Könderttz 
ſowie der von der Königlich Sächſiſchen Kircheninſpektion über Auligk unter dem 
7. März 1881 mit dem Kirchenvorſtand und dem Kirchenpatron für Auligk ge— 
pflogenen Verhandlungen, auch der von dem Kirchenvorſtand und dem Kirchen— 
patron für Auligk unter dem 13. Auguſt 1880 und 8. Juni 1882 an die 
Königlich Sächſiſche Kircheninſpektion über Auligk abgegebenen Erklärungen 
folgender Rezeß bis auf landesherrliche Genehmigung abgeſchloſſen worden. 


1. 

Der im Königreich Preußen gelegene Gutsbezirk Könderitz ſcheidet vom 
1. April 1884 an aus dem bisher gemeinſamen kirchlichen Verbande mit der 
Königlich Sächſiſchen Parochie Auligk aus und tritt von demſelben Zeitpunkt an 
in den kirchlichen Verband mit der Königlich Preußiſchen Parochie Oſtrau ein. 

2. 

Von dem unter Nr. 1 feſtgeſetzten Zeitpunkt an erliſcht für den Gutsbezirk 
Könderitz die Verpflichtung zu Abentrichtung von Kirchenanlagen an die Parochie 
Auligk. 

3. 

Für den Ausfall an Kirchenanlagen aus dem Gutsbezirk Könderitz im durch— 

ſchnittlichen Jahresbetrage von 33 Mark 95 Pf. erhält die Geſammtparochie zu 
(Nr. 9019.) 53* 
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Auligk ein Entſchädigungskapital an 848 Mark 75 Pf., welches derſelben zu 
Händen des Kirchenvorſtandes ſeitens des Königlich Sächſiſchen evangeliſch⸗lutheriſchen 
Landeskonſiſtoriums am 1. April 1884 ausbezahlt werden wird. 


4. 
Die von dem Gutsbezirk Könderitz herrührenden, in Ausführung des unter 
dem 4. Dezember 1875 von der Königlich Preußiſchen Regierung, Abtheilung 
für Kirchen- und Schulweſen, zu Merſeburg und unter dem 14. Februar 1876 
von dem Königlich Sächſiſchen Miniſterium des Kultus und öffentlichen Unter- 
richts und dem Königlich Sächſiſchen evangeliſch-lutheriſchen Landeskonſiſtorium 
genehmigten Auseinanderſetzungs-Rezeſſes, d. d. Könderitz, den 14. September 1875, 
am 1. Januar 1876 baar eingezahlten und in die Verwaltung des Königlich 
Sächſiſchen Miniſteriums des Kultus und öffentlichen Unterrichts übergegangenen 
Ablöſungskapitalien für Roggenrenten, welche an die Pfarre und die Schule zu 
Auligk abzuentrichten waren, und zwar im Betrage von 
1978 Mark 96 Pf. für die Pfarre und 
104 18 „Schule 
verbleiben zunächſt in der Verwaltung des Königlich Sächſiſchen Miniſteriums des 
Kultus und öffentlichen Unterrichts. Ebenſo verbleiben der gegenwärtige Pfarrer 
in Auligk, Auguſt Viktor Haſe und der gegenwärtige Kirchſchullehrer daſelbſt, 
Theodor Patzſchke im Genuß der Zinſen dieſer Ablöſungskapitalien auf ſo lange, 
als ſie das Pfarr- und beziehentlich das Kirchſchulamt in Auligk bekleiden werden. 
Zu dem Zeitpunkt, an welchem in der Perſon des Pfarrers und beziehentlich 
des Kirchſchullehrers in Auligk der nächſte Wechſel eintreten wird, werden die nur 
bezeichneten Ablöſungskapitalien in der Weiſe an die Königlich Preußiſche Parochie 
Oſtrau überwieſen werden, daß alsbald nach der vom Kirchenvorſtand zu Auligk 
bei dem Königlich Sächſiſchen Miniſterium des Kultus und öffentlichen Unterrichts 
zu bewirkenden Anzeige von der Erledigung der betreffenden Stellen die Kaffen- 
expedition des Königlich Sächſiſchen Miniſteriums des Kultus und öffentlichen Unter- 
richts die in ihrer Verwaltung befindlichen Kapitalien nebſt Zinſen zu 4 Prozent vom 
Tage der Erledigung der Stelle an, beziehentlich im Falle der Stellenerledigung 
in Folge Ablebens des Stelleninhabers, von Ablauf der den Hinterlaſſenen des- 
ſelben nach Königlich Sächſiſchem Recht zuſtehenden Gnadenzeit an, an den Gemeinde⸗ 
kirchenrath zu Oſtrau gegen Quittung zur Auszahlung bringen wird. 
Beiderſeitige Kommiſſarien haben vorſtehenden Rezeß in zwei gleichlautenden 
Ausfertigungen eigenhändig unterſchrieben. 
Leipzig, am 21. November 1883. 


Ernſt Ferdinand Pogge, Regierungsrath. 
Kurt Damm Paul v. Seydewitz, Geheimer Regierungsrath. 
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25 Königlich Preußiſche und die Königlich Sächſiſche Regierung ſind überein⸗ 
gekommen, die Auspfarrung des im Kreiſe Zeitz, Regierungsbezirk Merſeburg, 
belegenen Gutsbezirks Könderitz aus der Königlich Sächſiſchen Parochie Auligk 
und die Einpfarrung des gedachten Gutsbezirks in die im gleichen Kreiſe und 
Regierungsbezirk belegene Königlich Preußiſche Parochie Oſtrau durch einen 
am 21. November 1883 abgeſchloſſenen Rezeß zu regeln, welcher folgendermaßen 
anfängt: 

5 „Zu Ausführung der in Anregung gebrachten Auspfarrung des im 
Königreich Preußen gelegenen Gutsbezirks Könderitz aus der Königlich 
Sächſiſchen Parochie Auligk iſt durch die von den beiderſeitigen Hohen 
Staatsregierungen hierzu beauftragten Kommiſſarien u. ſ. w.“ 

und mit den Worten ſchließt: 
„Beiderſeitige Kommiſſarien haben vorſtehenden Rezeß in zwei gleich- 
lautenden Ausfertigungen eigenhändig unterſchrieben. 
Leipzig, am 21. November 1883. 
Ernſt Ferdinand Pogge, Regierungsrath. 
Kurt Damm Paul v. Seydewitz, Geheimer. Regierungsrath.“ 
Zur Urkunde deſſen iſt die gegenwärtige Miniſterial⸗Erklärung ausgefertigt 
worden, um gegen eine entſprechende Erklärung des Königlich Sächſiſchen 
Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten ausgewechſelt zu werden. 
Berlin, den 2. Auguſt 1884. 


Der Königlich Preußiſche Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
In Vertretung: 
Graf v. Dönhoff. 


Vorſtehende Erklärung wird „nachdem ſie gegen eine entſprechende Erklärung des 
Königlich Sächſiſchen Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten vom 6. d. M. 
ausgewechſelt worden iſt, hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 14. Auguſt 1884. 


Der Miniſter der auswärtigen Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. 


Angelegenheiten. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Im Auftrage: 
Graf v. Dönhoff. Barkhauſen. 


(Nr. 90199020) 
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(Nr. 9020.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für den 
Bezirk des Amtsgerichts Lütjenburg und einen Theil des Bezirks des Amts⸗ 
gerichts Kappeln. Vom 21. Auguſt 1884. 


Au Grund des $. 14 des Geſetzes über das Grundbuchweſen in der Provinz 
Schleswig⸗Holſtein (Geſetz-Samml. 1873 S. 241, 1879 S. 12) beſtimmt der 
Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das 
Grundbuch im $. 12 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für den Bezirk des Amtsgerichts Lütjenburg, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Kappeln gehörigen Bezirke der Ge⸗ 
meinden Süderbrarup, Brebel, Böelſchuby, Böel, Mohrkirchweſterholz, 
Mohrkirchoſterholz, Norderbrarup, Sauſtrup, Rügge, Brarupholz, 
Oersberg, Wagersrott, Scheggerott, für die Gutsbezirke Böelſchuby 
und Flarup (Flarupgaard), ſowie für den Gutsbezirk Priesholz, ſoweit 
derſelbe in Betreff der Führung des Grundbuchs nicht dem Amts— 
gericht Kiel zugewieſen iſt, 
am 1. Oktober 1884 beginnen ſoll. 


Berlin, den 21. Auguſt 1884. 


Der Juſtizminiſter. 
Friedberg. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz⸗Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) die Allerhöchſte Konzeſſions⸗Urkunde vom 9. April 1884, betreffend den 
Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Heckholzhauſen nach Dehrn durch 
die Kerkerbachbahn⸗Aktiengeſellſchaft , durch das Amtsblatt der Königl. 
188 zu Wiesbaden Nr. 31 S. 255 bis 259, ausgegeben den 31. Juli 

U 

2) das Allerhöchſte Privilegium vom 12. Juni 1884 wegen eventueller 
Ausfertigung auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine des Kreiſes Meſerit 
bis zum Betrage von 186 000 Mark Reichswährung durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 34 S. 253 bis 255, ausgegeben 
den 19. Auguſt 1884; 

3) der Allerhöchſte Erlaß vom 16. Juni 1884, betreffend die Herabſetzung 
des Zinsfußes der von der Stadtgemeinde Gleiwitz zufolge des Aller- 
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höchſten Privilegiums vom 25. Auguſt 1879 aufgenommenen Anleihe 
von vier und einhalb auf vier Prozent, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Oppeln Nr. 30 S. 292, ausgegeben den 25. Juli 1884; 

4) der Allerhöchſte Erlaß vom 16. Juni 1884, betreffend die Genehmigung 
des behufs Ausführung des $. 38 der Provinzialordnung beſchloſſenen 
Statuts des Provinzialverbandes der Provinz Weſtpreußen, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 29 S. 165, ausgegeben 
den 19. Juli 1884, 

5) der Allerhöchſte Erlaß vom 16. Juni 1884, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Langenberg im Kreiſe Mettmann 
bezüglich der zur Ausführung der von ihr projektirten Waſſerleitung 
erforderlichen Grundſtücke, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Düſſeldorf Nr. 30 S. 235, ausgegeben den 26. Juli 1884; 

6) der Allerhöchſte Erlaß vom 20. Juni 1884, betreffend die Genehmigung 
eines Nachtrags zu dem Reglement für die Naſſauiſche Brandverſicherungs⸗ 
anſtalt zu Wiesbaden vom 27. November 1872, durch Extra-Beilage zum 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Wiesbaden Nr. 28 S. 225, aus⸗ 
gegeben den 16. Juli 1884; 

7) der Allerhöchſte Erlaß vom 25. Juni 1884, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den Kirchenvorſtand der katholiſchen Kirchengemeinde 
Gelſenkirchen, Landkreis Bochum, bezüglich der zur Erweiterung des dortigen 
Kirchhofes erforderlichen Parzellen, durch das Amtsblatt der Königl. Re⸗ 
gierung zu Arnsberg Nr. 32 S. 259, ausgegeben den 9. Auguſt 1884; 

8) der Allerhöchſte Erlaß vom 30. Juni 1884, betreffend die Herabſetzung 
des Zinsfußes der von dem Wittenberger Deichverbande auf Grund der 
Allerhöchſten Privilegien vom 21. Auguſt 1852 und vom 23. Juni 1854 
aufgenommenen Anleihen von vier und einhalb auf vier Prozent, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Merſeburg Nr. 32 S. 297, aus- 
gegeben den 9. Auguſt 1884; 

9) der unterm 2. Juli 1884 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zum Statut 
der öffentlichen Waſſergenoſſenſchaft zur Regulirung der Goſtine und 
Mletzna im Kreiſe Pleß vom 18. Juli 1882 durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 31 S. 299/00, ausgegeben den 
1. Auguſt 1884; 

10) der Allerhöchſte Erlaß vom 4. Juli 1884, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Lüdenſcheid bezüglich der zur 
Ausführung einer Quellwaſſerleitung von dem Gebirgszuge „der Hommert“ 
nach der Stadt Lüdenſcheid erforderlichen Grundſtücke, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Arnsberg Nr. 31 S. 251, ausgegeben den 
2. Auguſt 1884, 

11) das Allerhöchſte Privilegium vom 7. Juli 1884 wegen Ausfertigung auf 
den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Nordhauſen im Betrage 
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von 570 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Erfurt 
Nr. 32 S. 161 bis 163, ausgegeben den 9. Auguſt 1884; 


12) das Allerhöchſte Privilegium vom 16. Juli 1884 wegen Anfertigung auf 
den Inhaber lautender Kreisanleiheſcheine des Kreiſes Darkehmen im 
Betrage von 150 000 Mark, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Gumbinnen Nr. 35 S. 299 bis 301, ausgegeben den 27. Auguſt 1884; 


13) der Allerhöchſte Erlaß vom 17. Juli 1884, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts bezüglich des Erwerbes der zur Erweiterung des Artillerie— 
Schießplatzes bei Wahn erforderlichen Grundſtücke für den Militairfiskus, 
durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Cöln Nr. 34 S. 166, 
ausgegeben den 20. Auguſt 1884; 


14) der Allerhöchſte Erlaß vom 18. Juli 1884, betreffend die Herabſetzung des 
Zinsfußes der von der Stadt Duisburg auf Grund des Allerhöchſten 
Privilegiums vom 5. Juli 1861 aufgenommenen Anleihe auf vier Prozent, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 34 S. 27 5, 
ausgegeben den 23. Auguſt 1884; 


15) der Allerhöchſte Erlaß vom 21. Juli 1884, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Borken für die zur Verbreiterung 
des im Stadtbezirk liegenden ſogenannten Pommerweges an der Ein- 
mündung deſſelben in die Landſtraße erforderlichen Grundſtücke, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Kaſſel Nr. 36 S. 156, ausgegeben 
den 16. Auguſt 1884; 


16) der Allerhöchſte Erlaß vom 23. Juli 1884, betreffend die Konvertirung 
der auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums vom 18. Januar 1869 
ausgegebenen fünfprozentigen und zufolge des Allerhöchſten Erlaſſes vom 
13. April 1874 in vier und einhalbprozentige konvertirten Schuldver⸗ 
ſchreibungen der Kaufmannſchaft zu Königsberg i. Pr. in vierprozentige, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 34 S. 203, 
ausgegeben den 21. Auguſt 1884; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 25. Juli 1884, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts ſowie des Rechts zur Erhebung des tarifmäßigen 
Chauſſeegeldes an den Kreis Cottbus bezüglich der von demſelben zu 
bauenden Chauſſee von dem fiskaliſchen Pflaſter in Brunſchwig bei Cottbus 
über Werben bis in die Nähe von Burg, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. Nr. 35 S. 239, ausgegeben den 
27. Auguſt 1884. 


— — — — —— 
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Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


